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Das Bild Grätenblumen von Max Ernst, das auf dem Cover abgebildet ist, symbolisiert 
die These des Buches. Der Maler zeigt uns, dass aus Differenz eine Einheit entstehen 
kann. Genau darauf käme es jetzt in der EU an: eine politische Ordnung zu verwirk
lichen, in der die Vielfalt an Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten als positives 
Potential für demokratisches und effektives Regieren genutzt wird. Wenn dies gelin
gen soll, dann müssen wir auch das negative Potential von Differenz im Blick haben. 
Die Autorin untersucht als Beispiele für die negativen Folgen ökonomischer und poli
tischer Unterschiede die Eurokrise und den Brexit. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Eliten auf wenig kommunikative Weise mit Differenz umgegangen sind und ohne 
öffentliche Debatten mit AdhocMaßnahmen auf die Krisen reagiert haben. Die EU 
braucht nach dieser Diagnose einen Neuanfang mit einem demokratisch legitimierten 
Konvent unter frühzeitiger Beteiligung der Bürger. Ein solcher Neuanfang wird seit  
einiger Zeit diskutiert. Die Gespräche der Autorin mit Mitgliedern des Verfassungs
konventes, die hier erstmals vorgestellt werden, erhalten durch diese Entwicklungen 
eine unerwartete Aktualität. 

Christine Landfried ist emeritierte Professorin für Politikwissenschaft der Universität 
Hamburg. Nach ihrer Emeritierung war sie zwei Jahre MaxWeberProfessorin an der 
New York University. Ihre Forschungsgebiete sind die EU, die Verfassungsgerichts
barkeit und die Rolle der Kunst in demokratischen Gesellschaften. Als Thomas Mann  
Fellow wird sie 2021 an einem Projekt zu den kulturellen Grundlagen von Demokra tien 
arbeiten.

Stimmen zu den Vorauflagen

»Der Verfasserin ist ein bemerkenswertes Buch gelungen. (…) Die sozialwissenschaftlich- 
empirische Arbeitsweise bringt es mit sich, daß nicht spekuliert wird, sondern harte  
Fakten mit Hilfe von Zeitungszitaten, Stellungnahmen von Akteuren, Interviews, Fall-
Studien, Statistiken, Graphiken usw. analysiert werden. (…) Daß sie das alles in einer an- 
schaulichen, zupackenden, humorvollen Sprache tut, macht die Lektüre des anspruchs-
vollen Buches zu einem Lesevergnügen.«                       

Prof. Dr. Ulrich Karpen, JZ 1/2004

»Es ist das entscheidende Verdienst von Christine Landfrieds ‚Das politische Europa‘, die  
Frage nach dem Potenzial von Differenz in den Fokus des europawissenschaftlichen Dis-
kurses zu rücken und nicht nur theoretisch, sondern vor allem auch empirisch in den (…) 
Kapiteln des Bandes zu fundieren.«                        

PD Dr. Andreas Grimmel, www.politik100x100.blogs.unihamburg.de, 3/2019
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Vorwort zur dritten Auflage

Die dritte Auflage des Buches erscheint in einer für Europa kritischen
Zeit. Die Eurokrise, der Brexit und die Erfolge anti-europäischer Parteien
sind Ausdruck einer tiefgreifenden Krise der Europäischen Union (EU).
Seit März 2020 kommt nun auch noch die Herausforderung durch die
Covid-19-Pandemie hinzu. Das Wort „Kritik“ geht wie „Krise“ auf das
griechische Verb „krinô“ (χρίυω) zurück und bedeutet trennen, scheiden,
beurteilen, streiten, entscheiden. Reinhart Koselleck betont die gemeinsa-
me Wurzel der heute getrennten Begriffe von Kritik und Krise: „Das „Für
und Wider“ wohnt (…) dem Wort Krisis ursprünglich inne, und zwar in
einer Weise, dass die Entscheidung schon mitgedacht ist.“1

Wie alle Krisen, so ist auch die Krise der EU eine Entscheidungssituation
über die Frage, wie es weitergehen soll. Die Entscheidungen über die
Zukunft der EU können nicht technokratisch verordnet, sondern müssen
öffentlich diskutiert und demokratisch legitimiert werden. In der Diskussi-
on über alternative Wege werden die Unterschiede der Ideen, Interessen,
Institutionen und Kapazitäten in der EU oft einzig und allein als Problem
betrachtet. In diesem Buch wird ein anderer Ansatz gewählt. Meine Ana-
lyse beruht auf der Annahme, dass die Vielfalt an Differenz in der EU
sowohl ein negatives als auch ein positives Potential für europäisches Re-
gieren sein kann.

Worauf es ankommt, ist ein demokratischer und kommunikativer Um-
gang der politischen Akteure mit diesen Unterschieden. Differenz wird als
Gegensatz zur Kongruenz im Sinne von Übereinstimmung und nicht als
Gegensatz zur Gleichheit verstanden. Die Anerkennung etwa von kulturel-
ler Differenz und ein demokratischer Umgang mit dieser Differenz sollen
ja gerade zur Gleichheit und Freiheit der Bürger beitragen. Mein Plädoyer
für das Nutzen des positiven Potentials von Differenz zielt auf Verfahren,
in denen die Bürger ihre Stimme stärker als bisher zur Geltung bringen
können. Denn nur in der demokratischen Kommunikation über Differenz
zwischen Bürgern und politischen Eliten über nationale Grenzen hinweg,
kann es gelingen, die Unterschiede in Europa in positive Energie für das
gemeinsame europäische Projekt umzuwandeln.

1 Reinhart Koselleck, Kritik und Krise. Eine Studie zur Pathogenese der bürgerli-
chen Welt, Frankfurt: Suhrkamp, Neudruck der 2. Aufl. 1973, S. 197.
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In dieser Auflage werden die Ergebnisse der Gespräche publiziert, die
ich mit den Mitgliedern des Präsidiums des Verfassungskonventes führen
konnte. Die Antworten der Mitglieder des Plenums auf einen Fragebogen
zur Entscheidungsfindung runden das  Bild zum Konvent  ab.  Trotz  des
Scheiterns des Verfassungsvertrages an den Referenden in Frankreich und
in den Niederlanden im Frühjahr 2005 bleibt die Konventsmethode für die
Änderung der europäischen Verträge aktuell.  Der französische Präsident
Emmanuel Macron hat in seiner Rede in der Sorbonne im September 2017
für einen solchen Konvent plädiert. Ähnlich plant Kommissionspräsidentin
Ursula  von  der  Leyen  eine  „Konferenz  zur  Zukunft  Europas.“  Eine
Konferenz  zur  Zukunft  Europas,  die  den  öffentlichen  Diskurs  zur  EU
in Schwung bringt,  reicht freilich nicht aus.  Die realen Veränderungen
des  europäischen  Regierens  durch  die  Eurokrise,  den  Brexit,  und  den
allmählichen Wandel zu einer Fiskalunion erfordern eine Änderung der
europäischen Verträge. Und so wäre es naheliegend, im Anschluss an die
Bürgerdialoge im Rahmen der „Konferenz zur Zukunft  Europas“ einen
Konvent einzuberufen und einen neuen Konsens über die Prinzipien und
Entscheidungsregeln des politischen Europa zu finden.

Herzlich  bedanken  möchte  ich  mich  bei  Valéry  Giscard  d’Estaing,
dem Präsidenten des Verfassungskonventes,  den beiden Vizepräsidenten
Giuliano Amato und Jean-Luc Dehaene sowie den Präsidiumsmitgliedern
John Bruton, Alojz Peterle und Gisela Stuart, die sich Zeit für ein Gespräch
über ihre Erfahrungen mit  dem Verfassungskonvent genommen haben.
Ebenso danke ich dem Sprecher des Konventes, Nikolaus Meyer-Landrut,
und  dem  Vertreter  des  Deutschen  Bundestages  im  Konvent,  Jürgen
Meyer,  für  ausführliche  Gespräche  sowie  den  Konventsmitgliedern  für
das Ausfüllen eines Fragebogens. Besonders danken möchte ich meinen
ehemaligen  wissenschaftlichen  Assistenten  Anna  Hollmann  und  Kolja
Raube,  die  an  diesen  Gesprächen  teilgenommen  haben  und  mit  ihrer
Neugier für andere Kulturen die Reisen nach Brüssel, London, Paris und
Rom  zu  einem  Vergnügen  machten.  Der  VolkswagenStiftung  und  der
Thyssen Stiftung danke ich für die großzügige Übernahme der Reisekosten.
Und schließlich geht mein Dank an Friederike Wursthorn, die als Lektorin
bei Nomos mit ihrer Kompetenz dazu beitrug, dass die Zusammenarbeit
mit dem Verlag erneut eine Freude war.

Wie die beiden ersten Auflagen sei auch die dritte Auflage meinem Leh-
rer Reinhart Koselleck gewidmet. Reinhart Koselleck starb am 3. Februar
2006. Sein Rat fehlt.

Hamburg, den 30. September 2020 Christine Landfried

Vorwort zur dritten Auflage
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Einleitung

Die Krise des Euro, der Brexit und die nationalen Alleingänge in der
Migrationspolitik führen uns vor Augen, dass die Europäische Union (EU)
in einer tiefen Krise steckt. Die gegenwärtige Krise lässt sich nicht mit den
zahlreichen Krisen vergleichen, die es im Laufe der europäischen Integrati-
on immer wieder gab und aus denen die EU meist gestärkt hervorging.
Die Vorstellung, die EU könne die Krise überwinden, wenn sie die öko-
nomischen Vorteile der EU für jeden Einzelnen deutlich mache, ist zum
Scheitern verurteilt. Ein reines Kosten-Nutzen Denken hilft nicht weiter.
Was die EU braucht, ist ein Zugehörigkeitsgefühl der Bürgerinnen und
Bürger, das über wirtschaftliche und nationale Interessen hinausweist.1 Es
geht jetzt darum, trotz aller Rückschläge die EU als eine Gemeinschaft
zu stärken,2 in der die Bürger und die gewählten Repräsentanten auch
in schwierigen Zeiten zusammenhalten und sich trotz aller Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten für eine gemeinsame Zukunft engagieren.3
Die EU ist an einem Wendepunkt angelangt.4

Seit der Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte im Febru-
ar 1986 wandelt sich die EU von einem Binnenmarkt immer mehr zu
einer politischen Ordnung. Das Projekt des gemeinsamen Marktes wird
durch die Sozial-, die Umwelt- und die Kulturpolitik ergänzt. Die Öff-
nung der europäischen Politik für nichtökonomische Ideen ist ein Indiz
für das Werden des politischen Europa. Auch die ersten Schritte hin zu
einer gemeinsamen Außen- und Verteidigungspolitik wurden gemacht.
Es stellt sich die Frage, ob die supranationale Organisation den eingeschla-

1 J.H.H.Weiler, United in Fear – The Loss of Heimat and the Crises of Europe. In:
Lina Papadopulou, Ingolf Pernice, Joseph H.H.Weiler (Hrsg.), Legitimacy Issues
of the European Union in the Face of Crisis. Dimitris Tsatsos in memoriam,
Baden-Baden: Nomos, 2. Aufl. 2018, S. 378.

2 Andreas Grimmel, Epilogue, in: ders. (Hrsg.), The Crisis of the European Union.
Challenges, Analyses, Solutions, London/New York: Routledge 2018, S. 234 spricht
von einem notwendigen Wandel des „modus operandi“. Die EU solle sich daran
erinnern, dass ihre Erfolge auf gemeinschaftlichem Handeln beruhten.

3 Christine Landfried, Robert Post, Schluss mit den Schönfärbereien, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 11.3.2017, S. 11.

4 Jim Yardley stellte noch vor dem Brexit die Frage, ob die EU auseinanderfalle:
Has Europe reached the breaking point? In: The New York Times Magazine,
20.12.2015, S. 38-45 und S. 54-56.
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genen Weg vom Binnenmarkt zu einem politischen Europa weiterverfol-
gen möchte oder nicht. Die Entscheidung über diese Frage kann nicht
bürokratisch oder technokratisch erarbeitet werden, sondern erfordert eine
politische Debatte über eine europäische Gesamtordnung.

In dieser Debatte gilt es, die Vielfalt an Differenz der kulturellen, poli-
tischen und ökonomischen Ideen, Interessen und Institutionen zwischen
den EU- Mitgliedstaaten in ihren positiven wie negativen Folgen für eu-
ropäisches Regieren ernst zu nehmen. In der Europapolitik5 wie in der
Europaforschung werden diese Unterschiede vorwiegend als ein Problem
für europäisches Regieren und eine „Hürde für einheitliche europäische
Lösungen“6 interpretiert. Diese Sichtweise möchte ich in Frage stellen. Es
ist richtig, dass wir in den 27 Mitgliedstaaten der EU vielfältige Unterschie-
de beispielsweise der Ideen und Interessen in den Bereichen der Kultur,
der Politik und der Wirtschaft vorfinden. Diese Vielfalt an Differenz kann
ein negatives, aber eben auch ein positives Potential für europäisches Re-
gieren bedeuten.

Während in der ersten und zweiten Auflage des Buches gezeigt wurde,
wo sich erste Ansätze für das positive Potential von Differenz in der
europäischen Politik finden, gerät in dieser Auflage an den Beispielen
der Eurokrise und des Brexit auch das negative Potential von Differenz
in den Blick. Es ist empirisch zu klären, welche Rolle beispielsweise die
Differenz der ökonomischen Kapazitäten zwischen den Mitgliedstaaten in
der Eurokrise spielte. Erst auf der Basis empirischer Analysen können wir
herausfinden, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, um die vielfältigen
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten als Energie für eine demokrati-
sche und effektive Politik in der EU zu nutzen.

Worauf es für erfolgreiches europäisches Regieren ankommt, so der
Grundgedanke dieses Buches, ist der Umgang mit Differenz. Die politischen
Akteure in Staat und Gesellschaft können respektvoll, demokratisch, kom-
munikativ und auf transparente Weise, aber eben auch herablassend, un-
demokratisch, wenig argumentativ und ohne Transparenz mit Differenz
umgehen. Wer heute an kollektiven Entscheidungen mitwirken möchte,

5 Vgl. den Subsidiaritätsbericht der Niederlande, eines Gründungsmitgliedes der
EU: Ministerie van Buitenlandse Zaken, Testing European legislation for subsidia-
rity and proportionality – Dutch list of points for action, 4.7.2013.

6 Um nur zwei Autoren stellvertretend für viele zu nennen: Fritz W. Scharpf, Legi-
timate Diversity: The New Challenge of European Integration. In: Tanja Börzel,
Rachel A. Cichowski (Hrsg.), The State of the European Union, Oxford: Oxford
University Press 2003, S. 99 und Wolfgang Streeck, How Will Capitalism End?
Essays on a Failing System, London/New York: Verso 2016, S. 197.

Einleitung
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die verbindlich und darüber hinaus anerkennungswürdig sind,7 muss in
der Lage sein, Unterschiede wahrzunehmen und in demokratischen Ver-
fahren über diese Unterschiede zu kommunizieren. Und ebenso wird es
für die Lösung komplexer Probleme immer wichtiger, die Strukturen und
Programme der Politik so zu gestalten, dass Einseitigkeit vermieden und
die Vielfalt der Perspektiven sichtbar wird. Europäisches Regieren muss
auf demokratischer Kommunikation über Differenz basieren.

Mit diesem Gedanken knüpfe ich bei Hannah Arendt an. Sie versteht
Politik als Freiheit des Miteinanderredens über unterschiedliche Erfahrun-
gen und als Freiheit, etwas Neues zu beginnen. Die Welt lasse sich in ihrer
„vollen Wirklichkeit“ nur erfassen, wenn wir sie als etwas begreifen, „was
Vielen gemeinsam ist, zwischen ihnen liegt, sie trennt und verbindet, sich
jedem anders zeigt und daher nur in dem Maß verständlich wird, als Viele
miteinander über sie reden und ihre Meinungen (…) austauschen.“8

Der Begriff der „Differenz“ (lat.„differre“, verschieden sein) bedeutet in
einem neutralen Sinn Unterschied. Differenz verwende ich im Singular,9
wenn allgemeine Aussagen gemacht werden, die auf mehrere konkrete
Differenzen gleichermaßen zutreffen. Es gibt die Differenz der Ideen, Iden-
titäten, Interessen, Institutionen und Kapazitäten sowie die Differenz in
Zeit und Raum. Diese Arten struktureller Differenz realisieren sich kon-
kret in Bereichen wie der Geschichte, der Kultur, der Religion, der Politik,
der Öffentlichkeit und der Ökonomie, um nur einige zu nennen. Es geht
bei Differenz um Unterschiede, die über lange Zeiträume entstehen und
sich in das Verhalten der Menschen einprägen. Mit Diversität hingegen
beschreiben wir die Vielfalt der Moden, der Literatur, der Architektur, der
Landschaften, der Musik, der Malerei, des Theaters oder der Art, Feste zu
feiern. Wer möchte immer dasselbe anziehen oder nie ein neues Rezept
ausprobieren? Diversität hat angenehme und den Horizont erweiternde
Seiten. Anders verhält es sich mit Differenz. Differenz ist verdächtig und
klingt nach Streit.

7 Ulrich K. Preuß, Wo bleibt das Volk? Erwartungen an demokratische Repräsentati-
on. In: Margarete Fabricius-Brand, Bertram Börner (Hrsg.), 4. Alternativer Juristin-
nen- und Juristentag, Baden-Baden: Nomos 1996, S. 95.

8 Hannah Arendt, Was ist Politik? Aus dem Nachlass hrsg. von Ursula Ludz, Mün-
chen/Zürich: Piper 1993, S. 52.

9 Vgl. zum Zusammenhang von „Geschichte“ und „Geschichten“ Reinhart Kosel-
leck, Geschichte, Geschichten und formale Zeitstrukturen. In: ders., Vergange-
ne Zukunft. Zur Semantik geschichtlicher Zeiten, Frankfurt: Suhrkamp 1989,
S. 130-143.

Einleitung
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Aus Differenz entstehen Konflikte und manchmal auch Konfrontatio-
nen. In einer sich globalisierenden Welt leben Kulturen mit tiefgreifender
Differenz an Ideen, Identitäten und Interessen zusammen. Demokratische
Regierungen müssen sich aber nicht nur mit kultureller oder religiöser
Differenz in ihrem eigenen Staat auseinandersetzen. Sie sind zusätzlich
durch die institutionelle Differenz zwischen nationalen, europäischen und
internationalen Systemen des Regierens herausgefordert. Neue Akteure
wie die EU und die Vereinten Nationen betreten die Bühne. Die Globali-
sierung führt zu einer „Vervielfältigung verschiedener raum-zeitlicher Ord-
nungen“,10 und die Nationalstaaten ändern sich auf ganz unterschiedliche
Weise in diesem Prozess eines immer umfassenderen, intensiveren und
folgenreicheren Handelns der Menschen über Grenzen hinweg.11

Es ist die Hypothese der Untersuchung, dass die Art und Weise des Umgan-
ges der politischen Akteure mit Differenz die Legitimität und Effektivität
und damit den Erfolg des europäischen Regierens beeinflusst. Der Erfolg
des europäischen Regierens besteht in der Fähigkeit, mit verbindlichen
und anerkennungswürdigen Entscheidungen die Ziele der Freiheit, der
Gleichheit, der Gerechtigkeit, der Sicherheit, einer nachhaltig umweltver-
träglichen Entwicklung, der Wohlfahrt12 und der Entstehung eines Zuge-
hörigkeitsgefühles der Bürger13 zu erreichen. Die zu erklärende, abhängige
Variable der Hypothese ist also das Maß, in dem die europäische Politik
diese Ziele verwirklicht. Die erklärenden, unabhängigen Variablen sind Ak-
teure, die demokratisch und kommunikativ mit Differenz umgehen sowie
Strukturen und Prozesse der Politik, die sich für einen solchen Umgang
eignen. Ein demokratischer und kommunikativer Umgang der politischen
Akteure mit Differenz, so die Annahme, führt zu einem höheren Maß an
Legitimität und Effektivität des europäischen Regierens als ein nichtdemo-
kratischer und nichtkommunikativer Umgang mit Differenz.

10 Saskia Sassen, Das Paradox des Nationalen. Territorium, Autorität und Rechte im
globalen Zeitalter, Frankfurt: Suhrkamp 2008, S. 11.

11 David Held et al., Global Transformations. Politics, Economics, and Culture,
Cambridge: Polity Press 1999, S. 15 sowie Ulrich Beck, Edgar Grande, Varieties
of second modernity: The cosmopolitan turn in social and political theory and
research. In: The British Journal of Sociology 61 (2010), S. 429.

12 Vgl. Art. 3 EUV in Verbindung mit der Präambel der Europäischen Grundrechte-
charta.

13 Michael Zürn spricht vom „Identitätsziel des Regierens“, das neben dem Sicher-
heits-, dem Legitimations- und dem Wohlfahrtsziel in demokratischen Gesell-
schaften ein wichtiges normatives Gut demokratischer Gesellschaften ist. In:
ders., Regieren jenseits des Nationalstaates, Frankfurt: Suhrkamp 1998, S. 41.
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„Politische Akteure“ sind die Akteure des politischen Systems einer Ge-
sellschaft. Sowohl staatliche als auch gesellschaftliche Akteure zählen zu den
politischen Akteuren, weil das politische System nicht nur aus dem Staat
besteht. „In der Epoche des monarchischen Absolutismus ließ sich das
politische System mit dem Staat identifizieren. (…) Im Maße, wie die Ein-
zelnen ihren Untertanenstatus abstreiften und Anteil an politischen Ent-
scheidungen erlangten, rückten sie ins politische System ein, ohne damit
selbst Staat zu werden.“14 Den Begriff der „politischen Eliten“ verwende
ich für die Inhaber von Führungspositionen in Parlamenten, Regierungen,
Parteien oder zivilgesellschaftlichen Organisationen. Politische Eliten sind
also nur ein Teil der politischen Akteure in Staat und Gesellschaft. Freilich
sind sie besonders in Gefahr, sich zu verselbständigen und den Kontakt zu
den Bürgerinnen und Bürgern zu verlieren.

Die Verluste an nationaler Problemlösungsfähigkeit im Prozess der Glo-
balisierung sind nur dann im Rahmen der EU zu kompensieren, wenn
zwei Voraussetzungen erfüllt sind. Zum einen darf sich die EU nicht
einseitig an der Ökonomie ausrichten. Im europäischen Projekt müssen
auch Politikbereiche wie die Außen-, die Sozial-, die Umwelt- und die Kul-
turpolitik zum Tragen kommen. Genau darin besteht ja das „politische“
Europa,15 dass nicht ein einzelner Bereich wie die Wirtschaft europäisiert,
sondern ein relevanter Teil des Zusammenlebens der Bürger in seinen viel-
fältigen Aspekten durch europäische Entscheidungen mit gestaltet wird.

Zum anderen erfordert ein politisches Europa den Ausbau der demokra-
tischen Strukturen. Die europäische Politik muss nicht nur für das Lösen
der Probleme geeignet sein. Es reicht auch nicht, dass einmal getroffene,
verbindliche Entscheidungen als legitim anerkannt werden. Die europäi-
sche Politik braucht neben der Legitimation durch ihre Problemlösungs-
fähigkeit auch die Legitimation durch das Zustandekommen der Entschei-
dungen in demokratischen und rechtsstaatlichen Verfahren. Dieser Zu-
sammenhang von „input-orientierter“ und „output-orientierter“ Legitimi-
tät ist noch immer wenig untersucht.16 Ein erfolgversprechender Weg, um
diese doppelte Legitimation europäischer Politik zu erreichen, ist nach

14 Dieter Grimm, Die politischen Parteien. In: ders., Die Zukunft der Verfassung,
Frankfurt: Suhrkamp 1991, S. 273.

15 Miguel Poiares Maduro, A New Governance for the European Union and the
Euro: Democracy and Justice, Florenz: RSCAS Policy Papers 2012/11 spricht von
der Entwicklung eines „politischen Raumes“ in der EU.

16 Schon früh hat Renate Mayntz auf dieses Defizit der Forschung hingewiesen:
New Challenges to Governance Theory, Jean Monnet Paper, Robert Schuman
Centre, No. 98/50, European University Institute, Florenz 1998, S. 5.
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meiner Hypothese ein demokratischer und kommunikativer Umgang mit
Differenz während der Vorbereitung der politischen Entscheidungen in
Verfahren, die für das Austragen von Konflikten geeignet sind.17

Die EU ist eine Gemeinschaft von Bürgern und von Staaten.18 Deshalb
gibt es wiederum zwei Quellen der Legitimation durch demokratische
Verfahren.19 Die erste Quelle der Legitimation europäischer Politik ist die
nationale Demokratie. Die Regierungen erledigen jedoch einen wachsen-
den Teil ihrer Aufgaben im Rahmen der europäischen Institutionen. Sou-
veränität wird teilbar, auch wenn dies per definitionem ein Widerspruch
in sich selbst ist.20 „Staat und Souveränität sind nicht mehr zur Gänze
aufeinander beziehbar. Letzte Entscheidungsfähigkeit nach innen und un-
abhängige Handlungsfähigkeit nach außen, also die alten Kriterien der
Souveränität, decken sich nicht mehr mit dem tatsächlich und rechtlich
eingeschränkten Handlungsraum der Staaten.“21 Wird staatliche Souverä-
nität geteilt, dann wird immer wieder neu zu bestimmen sein, welches
Maß an gemeinsamer europäischer Politik notwendig ist, um insgesamt
ein Höchstmaß an nationaler und europäischer Problemlösungsfähigkeit
zu erreichen.22 Und es wird immer wieder neu zu überlegen sein, auf wel-
che Weise die demokratische Legitimation der europäischen Politik reali-
siert werden kann. Zur Legitimation der europäischen Politik durch eine
demokratische Willensbildung in den Mitgliedstaaten kommt als zweite
Quelle die Legitimation durch eine demokratische Willensbildung in der

17 Mark Dawson, Floris de Witte, From balance to conflict: a new constitution for
the EU. In: European Law Journal 22 (2016), 204-224.Vgl. Claudio Franzius, Ul-
rich K. Preuß, Die Zukunft der europäischen Demokratie, Baden-Baden: Nomos
2012, S. 37.

18 Dimitris Th.Tsatsos, Die Europäische Unionsgrundordnung im Schatten der Ef-
fektivitätsdiskussion. In: EuGRZ 27 (2000), S. 518.

19 Joseph H. H. Weiler, To be a European Citizen – Eros and Civilization. In:
ders., The Constitution of Europe, Cambridge: Cambridge University Press 1999,
S. 510.

20 Reinhart Koselleck, Staat und Souveränität. In: Otto Brunner, Werner Conze,
Reinhart Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon
zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 6, Stuttgart: Klett 1990, S. 3.

21 Ebd., S. 3ff.
22 Reinhart Koselleck, Diesseits des Nationalstaats. Föderale Strukturen der deut-

schen Geschichte. In: Transit. Europäische Revue, Heft 7, 1994, S. 76 bringt föde-
rale Strukturen auf den Nenner: „Föderale Lösungen bieten den Vorteil, sich auf
ein Mindestmaß an gemeinsamem Recht und gemeinsamer Politik zu einigen,
das es erst erlaubt, ein Höchstmaß an Autonomie der Teilhaber zu sichern.“
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EU hinzu.23 Für beide Quellen der Legitimation sind die Bürger – als
Bürger der Mitgliedstaaten und als Unionsbürger24 – der Ausgangspunkt
der demokratischen Legitimation europäischer Politik.25 Sie wählen die
nationalen Parlamente wie auch das Europaparlament.

Die empirische Frage dieser Arbeit lautet: Gehen die Akteure in den Pro-
zessen des europäischen Regierens tatsächlich demokratisch und kommu-
nikativ mit Differenz um, und inwieweit sind die vorhandenen Strukturen
für eine solche demokratische Kommunikation über Differenz geeignet?
Es ist also zu klären, ob und inwieweit in der Realität die Bedingungen
erfüllt sind, die es nach meiner Hypothese ermöglichen, Differenz in der
EU als Potential für eine legitime und effektive Politik zu nutzen.

Bei der Suche nach einem theoretischen Ansatz für die Analyse habe ich
nicht bei den klassischen Integrationstheorien angeknüpft. Die Theorie
des Intergouvernementalismus hat nur begrenzte Erklärungskraft für die
Entwicklung der EU. Denn die europäische Integration lässt sich nicht
mehr von den Regierungen der Mitgliedstaaten allein steuern. Aber auch
der neofunktionalistische Ansatz kann den Charakter dieser Integration
nicht hinreichend erklären, weil der Integrationsprozess nicht kontinuier-
lich mit stets derselben Geschwindigkeit in Richtung einer stärkeren Euro-
päisierung aller Politikbereiche führt, sondern einen nichtlinearen Verlauf
mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten in unterschiedlichen Politikbe-
reichen nimmt.26 Die Theorien zur Erklärung des Verlaufes der europä-
ischen Integration sind zu sehr auf lineare Prozesse und auf Dichotomien
fixiert. Nationalität versus Supranationalität, Technokratie versus Politik
und negative versus positive Integration sind die Gegensatzpaare.

23 Dimitris Th.Tsatsos, Die Europäische Unionsgrundordnung im Schatten der Ef-
fektivitätsdiskussion, a.a.O., S. 520. Vgl. S. 519: „Demokratie im Mitgliedstaat ist
nicht mehr möglich ohne Demokratie in der Unionsgrundordnung und umge-
kehrt entsprechend.“

24 Art. 9 EUV.
25 Das individualistische Demokratieverständnis ist der Ausgangspunkt für die na-

tionale wie die europäische Ebene. Vgl. Claudio Franzius, Ulrich K. Preuß, Die
Zukunft der europäischen Demokratie, a.a.O., S. 33: „An die Stelle des verklärten
Volksmythos tritt die Idee, die einzelne Bürgerin, der einzelne Bürger solle am
demokratischen Gemeinwesen selbstbestimmt teilhaben.“

26 So auch Alec Stone Sweet, Wayne Sandholtz, European integration and suprana-
tional governance. In: Journal of European Public Policy 4 (1997), S. 299. Vgl.
jetzt Andreas Grimmel, Die neue Gleichzeitigkeit von Integration und Desinte-
gration. In: ders.(Hrsg.), Die neue Europäische Union. Zwischen Integration und
Desintegration, Baden-Baden: Nomos 2020, S. 22 mit dem Plädoyer, sich „von
der Vorstellung einer linearen Logik der Integration zu lösen.“
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Die Dynamik der europäischen Integration lässt sich nicht auf der Basis
solcher Dichotomien analysieren. Darüber hinaus wird in der Europafor-
schung in der Regel davon ausgegangen, dass zwischen den Organen der
EU ein Gleichgewicht bestehe, das man aufrechterhalten müsse. Der Zu-
stand des Gleichgewichtes, in dem die Anordnung von Elementen oder
Eigenschaften zeitlich unverändert bleibt, hat jedoch für die europäischen
Institutionen immer nur eine geringe Rolle gespielt.27 Häufiger finden
sich Zustände des Ungleichgewichtes, in denen sich das System der EU
zeitlich verändert. Die Veränderungen eines Systems im Ungleichgewicht
können auf ein neues Gleichgewicht zulaufen. Das Vorhandensein eines
neuen Gleichgewichtes bestimmt dann die Richtung der Entwicklung. Es
kann aber auch sein, dass kein neues Gleichgewicht entsteht.

Solche ungleichgewichtigen und nichtlinearen Prozesse lassen sich am
ehesten mit einer Theorie komplexer Systeme28 in Verbindung mit dem
Konzept der Differenz analysieren. Denn in Situationen fern des Gleich-
gewichtes können geringfügige Differenzen, die im Gleichgewicht bedeu-
tungslos wären, für die Entwicklung des Systems eine Rolle spielen. „Das
hat einen ganz einfachen Grund. Im Gleichgewicht oder in seiner Nähe
haben wir nur eine Struktur, die verändert werden kann, wenn wir ihre
Umgebung ändern. Fern vom Gleichgewicht gestatten uns Schwankun-
gen, Differenzen in der Umgebung zu nutzen, um verschiedene Struktu-
ren hervorzurufen. Noch einmal sei die einzigartige Bedeutung der gleich-
gewichtsfernen Bedingungen genannt – ‚Kommunikation‘ und ‚Wahrneh-
mung‘ sind die für das neue Verhalten der Materie fern vom Gleichge-
wicht entscheidenden Begriffe.“29

Die Integration Europas kann als ein Prozess interdependenter Entwick-
lungen interpretiert werden. Ausgangspunkt der Integration sind die Pro-
bleme, die im Rahmen des Nationalstaates nicht mehr zu lösen sind. Die
politischen Eliten von sechs Staaten haben daher nach dem 2. Weltkrieg
begonnen, supranationale Wege zu beschreiten. Ihre Motivation war die
Sicherung des Friedens nach zwei verheerenden Weltkriegen. Die Über-

27 Vgl. Helen Wallace, Designing Institutions for an Enlarging European Union. In:
Bruno de Witte (Hrsg.), Ten Reflections on the Constitutional Treaty for Europe,
Robert Schuman Centre for Advanced Studies and Academy of European Law,
Florenz 2003, S. 90.

28 Carl Böhret, Götz Konzendorf, Ko-Evolution von Gesellschaft und funktionalem
Staat, Opladen: Westdeutscher Verlag, 1977, S. 243 sprechen von einer „evolutori-
schen Komplexitätstheorie“.

29 Ilya Prigogine, Isabelle Stengers, Dialog mit der Natur. Neue Wege naturwissen-
schaftlichen Denkens, München/Zürich: Piper 5. Aufl. 1986, S. 177.
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zeugung der Akteure, dass Krieg zwischen den Mitgliedstaaten einer supra-
nationalen Gemeinschaft ausgeschlossen sei, beflügelte den Start Europas.

Das grenzüberschreitende Handeln nationaler und europäischer Eliten,
die europäischen Normen, die Gemeinschaftsorgane, die nationalen wie
europäischen Öffentlichkeiten werden zu Teilen eines dynamischen Sys-
tems. Die Teilelemente sind aufeinander bezogen und können in Phasen
des Ungleichgewichtes, an Verzweigungspunkten, neue Strukturen aus-
bilden. Die neuen Strukturen beeinflussen wiederum die Richtung der
Entwicklung. In diese Evolution sind auch die europäischen Politiken
eingebunden, weil sie im Zusammenspiel der Eliten, der Teilsysteme, des
europäischen Primärrechts, der Gemeinschaftsorgane und der sich euro-
päisierenden nationalen Öffentlichkeiten entstehen.30

Im Prozess der Ko-Evolution entwickeln sich die autonomen Teile der
EU durch Selbstorganisation, ungeplante soziale Dynamiken und politi-
sche Gestaltung zu einer Gesamtordnung.31 In jedem Teilsystem können
Entwicklungsimpulse initiiert werden, die die anderen Systeme „mitrei-
ßen“.32 Wichtig ist im Prozess der Ko-Evolution, dass die Teile des Ganzen
bei allen Unterschieden eine gemeinsame Struktur besitzen.33

Dieses Gemeinsame ist nach der Hypothese meiner Arbeit für europäi-
sches Regieren die demokratische Kommunikation über Differenz. Es
handelt sich dabei um eine Grundstruktur, die in einigen Bereichen
der europäischen Politik wie zum Beispiel der Sozialpolitik ansatzweise
realisiert ist, und sich „in den politischen Praktiken, wie verzerrt auch
immer, bereits... identifizieren“34 lässt. Freilich beobachten wir im letzten

30 Wayne Sandholtz, Alec Stone Sweet (Hrsg.), European Integration and Suprana-
tional Governance, Oxford: Oxford University Press 1998, Kapitel 1.

31 Zu den Wechselwirkungen zwischen bewusster politischer Gestaltung und nicht-
intendierten sozialen Entwicklungen vgl. Roland Czada und Uwe Schimank,
Institutionendynamiken und politische Institutionengestaltung: Die zwei Gesich-
ter sozialer Ordnungsbildung. In: Raymund Werle, Uwe Schimank (Hrsg.), Ge-
sellschaftliche Komplexität und kollektive Handlungsfähigkeit, Frankfurt/New
York: Campus 2000, S. 23-43.

32 Carl Böhret, Götz Konzendorf, Ko-Evolution von Gesellschaft und funktionalem
Staat, a.a.O., S. 242.

33 Benoît B. Mandelbrot, Die fraktale Geometrie der Natur, Basel/Boston: Birkhäu-
ser Verlag 1987. Vgl. Niklas Luhmann, Die Politik der Gesellschaft, Frankfurt:
Suhrkamp 2000, S. 227.

34 Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie des Rechts
und des demokratischen Rechtsstaats, Frankfurt: Suhrkamp, 2. Aufl. 1992, S. 349:
„Eine rekonstruktiv verfahrende Soziologie der Demokratie muss deshalb ihre
Grundbegriffe so wählen, dass sie die in den politischen Praktiken, wie verzerrt
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Jahrzehnt sowohl in der Eurokrise als auch beim Brexit immer häufiger
einen wenig demokratischen und wenig kommunikativen Umgang mit
Differenz. Ein solcher Umgang der Akteure mit Differenz bringt das nega-
tive Potential von Differenz hervor und trägt nicht zur Konfliktlösung bei.

Methodisch werden in dieser Arbeit Policy-Analysen zur Sozialpolitik,
zur Eurokrise, zur Verfassungspolitik und zum Brexit mit Elitenforschung
verknüpft. Auf diese Weise möchte ich eine Analyse der Strukturen mit
einer Analyse des Handelns der Akteure nicht nur nebeneinander abhan-
deln, sondern beide Herangehensweisen miteinander verbinden.35 In den
beiden ersten Auflagen des Buches wurden die Ergebnisse der qualitativen
Interviews mit 17 Mitgliedern der Kommission Santer und 13 Mitgliedern
der Kommission Prodi dargestellt.36 In dieser dritten Auflage des Buches
wird das Kapitel zur Europäischen Kommission nicht erneut abgedruckt,
da für eine Aktualisierung qualitative Interviews mit den Mitgliedern der
nachfolgenden Kommissionen geführt werden müssten.

Stattdessen werden die Ergebnisse der Interviews mit Mitgliedern des
Konventes zur Zukunft Europas vorgestellt. Dieser Konvent hat in andert-
halb Jahren von Februar 2002 bis Juli 2003 im Konsensverfahren einen
Verfassungsentwurf erarbeitet, der schließlich an den Referenden in Frank-
reich und in den Niederlanden scheiterte. Die Konventsmethode zur Än-
derung der europäischen Verträge bleibt jedoch aktuell. Denn es ist an
der Zeit, dass sich der tatsächliche Wandel des europäischen Regierens
seit der Verabschiedung des Vertrages von Lissabon auch in den Verträgen
widerspiegelt.

Insbesondere die weitreichenden finanz- und wirtschaftspolitischen
Neuerungen bedürfen einer Änderung der Verträge, und es wird gegen-
wärtig diskutiert, inwieweit es sinnvoll ist, einen neuen Konvent einzu-
richten. So vertrat der französische Präsident Emmanuel Macron in seiner
anderthalbstündigen Rede in der Sorbonne am 26. September 2017 die
Meinung, dass für die notwendigen Reformen der EU Vertragsänderungen

auch immer, bereits verkörperten Partikel und Bruchstücke einer ‚existierenden
Vernunft‘ identifizieren kann.“

35 Klaus von Beyme, Theorie der Politik im 20. Jahrhundert, Frankfurt: Suhrkamp
3. Aufl. 1996, S. 343.

36 Kapitel VIII in der 1. und 2. Aufl. „Die Mitglieder der Kommission als neue
politische Elite.“ Es war das Ergebnis der qualitativen Interviews, dass sich die
Mitglieder der Kommission nicht als Technokraten, sondern als Politiker verste-
hen, die den europäischen Interessen verpflichtet sind.
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und damit ein neuer Konvent unvermeidbar seien.37 Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen hat in ihrer Rede vor dem Europaparlament
am 16. Juli 2019 eine „Konferenz zur Zukunft Europas“ vorgeschlagen.38

Auch Wissenschaftler haben Ideen für eine Neugründung der EU unter-
breitet.39 Meine Gespräche mit Mitgliedern des Verfassungskonventes von
2002-2003 erhalten durch diese Entwicklungen eine unerwartete Aktuali-
tät. Sie geben einen Einblick in die Erfahrungen der Mitglieder des letzten
Konventes und können zu Erkenntnissen über die Bedingungen des Erfol-
ges eines neuen Konventes wie auch einer Konferenz zur Zukunft Europas
führen. Die Auswertung der viele Jahre zurückliegenden Gespräche ist
daher für die Lösung der gegenwärtigen Krise der EU von Relevanz.

Die Arbeit umfasst folgende Untersuchungsschritte: Nach einer Klärung
der Begriffe und des analytischen Konzeptes der Differenz (Kapitel I)
werden die rechtlichen Grundlagen für die Entwicklung des politischen
Europa von der Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte
am 17. Februar 1986 bis zur Verabschiedung des Vertrages von Lissabon
am 13. Dezember 2007 beschrieben (Kapitel II). Im folgenden Kapitel
wird untersucht, ob und inwieweit in der europäischen Sozialpolitik das
positive Potential von Differenz erkennbar ist (Kapitel III). Während in
der Sozialpolitik Ansätze zum positiven Potential von Differenz zum
Tragen kommen, zeigen sich in der Eurokrise die problematischen Aspek-
te ökonomischer Differenz (Kapitel IV). Die Maßnahmen zur Überwin-
dung der Eurokrise haben das europäische Regieren tiefgreifend geändert
und erfordern langfristig eine Änderung der europäischen Verträge und
eine Neukonstituierung der EU. Dem Verfassungskonvent der Jahre 2002
bis 2003 wird daher ein eigenes Kapitel gewidmet, um herauszufinden,
welche Lehren wir aus diesem Konvent für eine solche Neubegründung
der EU ziehen können. Der Verfassungskonvent war ein Schritt hin zu
einem politischen Europa, da er umfassender demokratisch legitimiert
war als die Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs, und in den
Konventsdebatten die Überzeugungskraft der Argumente zählte (Kapitel

37 Emmanuel Macron, Initiative pour l’Europe – Discours d’Emmanuel Macron
pour une Europe souveraine, unie, démocratique, 26.9.2017. Zur Interpretation
der Rede vgl. Dieter Grimm, Ein souveränes Europa? In: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 15.11.2017, S. 9 und Christine Landfried, Einigkeit, Recht, Stärke.
In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23.12.2017, S. 12.

38 Ursula von der Leyen, Rede zur Eröffnung der Plenartagung des Europäischen
Parlaments, Straßburg, 16.7.2019.

39 Alain Supiot, Ulrich Mückenberger, Andrea Allamprese et al., Die EU muss neu
gegründet werden. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22.9.2018, S. 16.
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V). Die Debatten im Verlauf des Brexit hingegen waren nicht von einem
kommunikativen Umgang mit Differenz geprägt. Die Brexiteers scheuten
nicht davor zurück, mit falschen Informationen die Meinungsbildung zu
manipulieren. Die Verhandlungen über den Ausstieg des Vereinigten Kö-
nigreiches aus der EU fanden in einer Atmosphäre des Misstrauens statt,
die einen rationalen Diskurs nicht begünstigte. Der Brexit ist Ausdruck
der Krise des politischen Europa. Wenn das Ursprungsland des modernen
Parlamentarismus mit der zweitgrößten Wirtschaftskraft der EU-Mitglied-
staaten die EU verlässt, dann ist im Prozess der europäischen Integration
etwas schiefgelaufen (Kapitel VI).

Im Schlusskapitel werden zunächst die empirischen Befunde der Analy-
se zusammengefasst. Anschließend werden die Kriterien erläutert, die den
Reformen zugrunde liegen müssten, wenn sie geeignet sein sollen, einen
Beitrag zur Überwindung der Krise des politischen Europa zu leisten. Auf
der Basis dieser Kriterien plädiere ich dafür, die vom Europäischen Rat
im Dezember 2019 beschlossene „Konferenz zur Zukunft Europas“ mit
einem Konvent zu verknüpfen. Bei der für zwei Jahre geplanten Konferenz
werden die Bürgerinnen und Bürger über die zukünftige Gestaltung der
EU diskutieren.40 Die Debatten und Empfehlungen der Bürger könnten
als Fundus an lebensweltlichen Erfahrungen in die Arbeit eines neuen
Konventes eingehen. Es wäre zu überlegen, ob eine bestimmte Zahl der
Teilnehmer der „Konferenz zur Zukunft Europas“ mit beratender Funkti-
on auch im Konvent mitarbeitet. So käme es zu einem direkten Austausch
zwischen den gewählten Repräsentanten des Konventes und den Mitglie-
dern der „Konferenz zur Zukunft Europas.“ Die aktive Mitwirkung der
Repräsentierten bedeutete ein Plus für die europäische Demokratie und
zugleich eine Öffnung des Konventes für eine große Vielfalt an Perspekti-
ven (Kapitel VII).

Die Chance, dass die gesellschaftlichen und staatlichen Akteure das
Potential von Differenz nutzen, um die Handlungsfähigkeit der EU zu er-
höhen, besteht freilich nur, wenn die Politik in komplexen Systemen über-
haupt noch einen Einfluss auf die Gestaltung von Gesellschaften besitzt.
Wenn die Gesellschaften durch Marktkräfte regiert werden, dann erübrigt
sich die politische Gestaltung des Zusammenlebens. Die internationale
Finanzkrise von 2008 machte das Versagen der Selbstregulierungskräfte
des Marktes schlagartig deutlich. Doch entgegen den Ankündigungen der

40 Christine Landfried, Wer die Fiskalunion will, muss die Bürger fragen. In:
Frankfurter Allgemeine Zeitung, Rubrik „Europa denken“, online Ausgabe vom
6.9.2020.
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Politik, die Finanzmärkte nun umfassend zu regulieren, hat sich der Wille
zu Reformen bald abgeschwächt.41

Es ist das Ziel der Arbeit, Erkenntnisse über die Bedingungen zu gewin-
nen, die es möglich machen, Differenz in einem politischen Europa als
positives Potential für effektives und legitimes Regieren in der EU zu
nutzen. Dieses Erkenntnisinteresse wird zum einen durch die Analyse der
Mechanismen verfolgt, die in der Eurokrise und beim Brexit das negative
Potential von Differenz bewirkten und die es in Zukunft zu verhindern
gilt. Zum anderen werden die bereits vorhandenen Ansätze einer demo-
kratischen Kommunikation über Differenz und ihrer positiven Folgen für
europäisches Regieren aufgedeckt und bewusst gemacht.

Es wird somit zur Aufgabe der Wissenschaftlerin, Unbewusstes und
„Undurchsichtiges transparent zu machen“,42 und eine erst in Ansätzen
existierende Entwicklung den Akteuren vor Augen zu führen. Auf die-
se Weise kann ein Dialog zwischen Wissenschaft und Praxis entstehen.
Die Perspektive einer demokratischen Kommunikation über Differenz in
einem politischen Europa möchte ich so beschreiben und erklären, dass
die wissenschaftliche Analyse zu einer Herausforderung für die Praktiker
wird, über ihre objektiv erklärbaren Verhaltensweisen nachzudenken, die
Defizite des Handelns zu verstehen und mit einem geänderten Verhalten
zu reagieren. „Die sozialwissenschaftlichen Erklärungen wären hier so
zu begründen (und zu veröffentlichen!), dass sie nicht den Wissenden
Macht über die Unwissenden geben, sondern eine Herausforderung an alle
darstellen, durch Selbstbesinnung kausal erklärbare Verhaltensweisen in
verstehbares Handeln zu transformieren.“43

Das Ölbild „Grätenblumen“ von Max Ernst aus dem Jahre 1928, das im
Museum für Moderne Kunst in Brüssel hängt, wurde für den Umschlag
ausgewählt. Es kann als Symbol für die Hypothese des Buches interpretiert
werden. Max Ernst zeigt uns mit seinem Bild, dass aus Differenz durchaus
eine Ordnung entstehen kann. Seit der Entdeckung der Frottage im Jahre

41 Renate Mayntz, Institutional Change in the Regulation of Financial Markets:
Questions and Answers. In: dies. (Hrsg.), Crisis and Control. Institutional
Change in Financial Market Regulation, Frankfurt/New York: Campus 2012,
S. 14.

42 Nilüfer Göle, Republik und Schleier. Die muslimische Frau in der Moderne,
Berlin: Babel Verlag 1995, S. 36.

43 Karl-Otto Apel, Szientistik, Hermeneutik, Ideologiekritik. Entwurf einer Wissen-
schaftslehre in erkenntnisanthropologischer Sicht. In: ders., Transformation der
Philosophie, Bd. 2, Frankfurt: Suhrkamp, 2. Aufl. 1981, S. 127.
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192544 malte er die Natur in neuen Formen und erzeugte ungewohnte As-
soziationen.45 Er ging von Naturmaterialien wie Holzdielen oder Blättern
aus, deren Maserungen er durch Reiben auf Papier brachte. Und auch
wenn es sich bei „Grätenblumen“ um ein Ölbild handelt, so wird die
Technik der Frottage in dem Bild weiterentwickelt, indem Max Ernst nun
mit rein malerischen Mitteln den Eindruck natürlicher Strukturen wie der
Gräten erzielt.46 Beim Betrachten des Bildes verbinden sich diese mit den
abstrakten Flächen und der Landschaft im Hintergrund zu einer Einheit,
und es stellen sich neue Assoziationen ein.

Mit den Frottagen und Collagen weist Max Ernst auf die Möglichkeit
hin, dass Realitäten, die erst einmal allem Anschein nach wegen ihrer
Unterschiede nicht zusammenpassen, in einen Raum der Vielfalt transfor-
miert werden.47 In diesem Raum entstehen aus den zahlreichen Strukturen
in ihrer jeweiligen Einheitlichkeit und aus den festgelegten Identitäten
eine neue Einheit und ein neuer Zusammenhalt.48 Nach einer solchen Ent-
wicklung sieht es in der EU in den beiden letzten Jahrzehnten nicht aus.
Die Eurokrise und der Brexit führen uns vor Augen, dass die Unterschiede
in den ökonomischen Kapazitäten oder im Verständnis von Souveränität
zu einem Auseinanderdriften der EU-Mitgliedstaaten und zum Austritt
eines Mitgliedstaates geführt haben. Es gilt daher, mit empirischen Analy-
sen zu prüfen, wann und warum Differenz ein negatives Potential des
europäischen Regierens darstellt. Zugleich müssen wir diejenigen Aspekte
der europäischen Wirklichkeit in den Blick nehmen, die schon heute eine
EU zeigen, in der die gewählten Repräsentanten gemeinsam mit den Bür-
gern in demokratischen Verfahren immer wieder neu ausloten, wie sich
Differenz für eine gemeinwohlorientierte europäische Politik nutzen lässt.

44 Max Ernst, Beyond Painting. And other Writings by the Artist and his Friends.
In: Robert Motherwell (Hrsg.), The Documents of Modern Art, New York: Wit-
tenborn, Schultz, Inc. 1948, S. 7-9.

45 Uwe M. Schneede, Max Ernst, Stuttgart: Gerd Hatje 1972, S. 74.
46 Vgl. Christiane Vierhufe, Online Collection der Hamburger Kunsthalle, Be-

schreibung eines anderen Bildes von Max Ernst mit demselben Titel „Grätenblu-
men (Fleurs-Arêtes)“ und ebenfalls aus dem Jahr 1928, das in der Hamburger
Kunsthalle hängt.

47 Max Ernst, Beyond Painting, a.a.O., S. 13. Vgl. Helmut Willke, Supervision des
Staates, Frankfurt: Suhrkamp 1997, S. 92: „Ebenso deutlich zielt heute die Einheit
komplexer Gesellschaften nicht auf Einheitlichkeit und Integration auf Kosten
der Vielfalt, sondern auf Optimierung der Bedingungen für die Freisetzung von
Komplexität und Diversität (...).“

48 Max Ernst, Beyond Painting, a.a.O., S. 19.
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Die rechtlichen Grundlagen für die Entwicklung des
politischen Europa

Die europäischen Verträge möchte ich daraufhin untersuchen, ob sie als
rechtliche Grundlage für die Entwicklung des politischen Europa betrach-
tet werden können. Verträge sind zeitgeschichtliche Quellen, die uns die
Architektur der politischen Ordnung in Europa in Umrissen erkennen
lassen. Auch Vertragstexte gehören wie Verfassungen zur Realität des Re-
gierens, da auf der Basis dieser Vereinbarungen die praktische Politik statt-
findet. Verfassungspolitik lässt sich nicht auf symbolische Politik reduzie-
ren. Das Steuerungspotential von Verfassungen hat sich auf eindrucksvolle
Weise während der Transformationsprozesse in den mittel- und osteuro-
päischen Ländern nach 1989 gezeigt.1

In der empirischen Analyse der europäischen Verträge werde ich zum
einen prüfen, inwieweit sukzessive der Handlungsradius europäischer
Politik von der Ökonomie auf andere Politikbereiche ausgedehnt wird.
Denn erst wenn auf der europäischen Ebene auch soziale, kulturelle
und umweltpolitische Fragen kollektiv verbindlich entschieden werden,
entwickelt sich in der Kombination unterschiedlicher Ideen und Interes-
sen und der Koordination des Heterogenen das politische Europa. Zum
anderen wird untersucht, ob die rechtlichen Grundlagen entstehen, die
für einen demokratischen und kommunikativen Umgang der Akteure mit
Differenz geeignet sind.

Die Einheitliche Europäische Akte

„Der viel zitierte ‚Euro-Pessimismus‘ ist im Abklingen. So lautet das wich-
tigste Fazit der Eurobarometer-Umfrage vom Frühjahr 1986.“2 Das positive
Ergebnis der zweimal im Jahr von der Kommission in Auftrag gegebenen

II.

1.

1 Jon Elster, Claus Offe, Ulrich K. Preuß, Institutional Design in Post-communist
Societies. Rebuilding the Ship at Sea, Cambridge: Cambridge University Press
1998, Kapitel 3.

2 Europäische Kommission, Eurobarometer Nr. 25 (1986), Vorwort.
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Umfrage3 zeigte sich darin, dass in allen Mitgliedstaaten der Anteil der
Bürger, die die Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften im
Frühjahr 1986 für eine gute Sache hielten, über dem seit 1973 ermittelten
Durchschnitt lag.

Die Kommission führte das europafreundliche Ergebnis der Umfrage
auf die Verbesserung der wirtschaftlichen Situation, den Beitritt Spaniens
und Portugals zu den Europäischen Gemeinschaften und die Einigung der
Regierungen über die Einheitliche Europäische Akte (EEA) zurück. Carlo
Ripa di Meana, damals in der Kommission verantwortlich für die Umfrage
des Eurobarometers, schreibt im Vorwort, dass man die Einigung „leider
etwas restriktiv“ die Einheitliche Europäische Akte genannt habe. Es klingt
durch, dass er der Meinung ist, man hätte besser einen klanghafteren
Namen für das Vertragswerk gewählt.

Hätte der Vertrag von 1986 einen zündenderen Namen verdient? Ganz
gewiss. Denn mit der Einheitlichen Europäischen Akte vom 17. Februar
19864 wurden in der Tat für die europäische Integration neue Weichen
gestellt. Mit diesem Vertrag ist es gelungen, das Projekt des Binnenmark-
tes mit Reformen der Gemeinschaftsorgane und mit sozialer Regulation
zu verbinden. Die Einheitliche Europäische Akte ist also nicht allein ein
Dokument der Deregulierung, sondern ein Schritt hin zur Öffnung der
Europäischen Gemeinschaften5 für nichtökonomische Ziele.6

3 Die Umfrage wird im Frühjahr und im Herbst unter 1000 repräsentativ ausgewähl-
ten Personen je Mitgliedsland zu Fragen der Zufriedenheit mit der Demokratie
und zu Einstellungen zu Europa durchgeführt.

4 Der Vertrag trat am 1.7.1987 in Kraft.
5 Zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte galt

noch der Begriff der „Europäischen Gemeinschaften.“ Die Europäischen Gemein-
schaften – EWG, Euratom und EGKS – bildeten seit dem Vertrag von Maastricht
(1993) die erste „Säule“ in dem „Drei-Säulen-Modell“ des europäischen Gesamtge-
füges „Europäische Union“. In diesem Modell waren unter dem Dach „Europäi-
sche Union“ die drei Säulen der EG, der GASP und der PJZS miteinander verbun-
den. Mit dem Vertrag von Lissabon (2009) wurden die drei Säulen abgeschafft und
die neu gegründete EU erhielt Rechtspersönlichkeit. Für die Zeit bis zum Vertrag
von Maastricht verwende ich den Begriff „Europäische Gemeinschaften.“ Ab dem
Vertrag von Maastricht verwende ich den Begriff der Europäischen Union (EU)
sowohl für die „Dachorganisation EU“ im Drei-Säulen-Modell als auch für die mit
dem Vertrag von Lissabon gegründete einheitliche Organisation „EU“.

6 Renaud Dehousse, Giandomenico Majone, The Institutional Dynamics of Euro-
pean Integration: From the Single Act to the Maastricht Treaty. In: Stephen
Martin (Hrsg.), The Construction of Europe. Essays in Honour of Emile Noël, Dor-
drecht/Boston/London: Kluwer Academic Publishers 1994, S. 95 vertreten sogar
die weitergehende These, dass die Einheitliche Europäische Akte eine Übung in
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Für den Verhandlungserfolg der Kommission und die Kompromissbe-
reitschaft der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsländer war es
entscheidend, dass die materielle Politik des Binnenmarktes mit der qua-
lifizierten Mehrheitsregel im Ministerrat gekoppelt wurde. Großbritanni-
en wollte weder eine Reform der EG-Verträge noch die Mehrheitsabstim-
mung im Ministerrat. Nun musste Großbritannien akzeptieren, dass beim
Gipfeltreffen in Mailand im Juni 1985 gegen die Stimmen Großbritanni-
ens, Dänemarks und Griechenlands beschlossen wurde, eine Regierungs-
konferenz mit dem Ziel einer Reform der Verträge einzuberufen. Margaret
Thatcher verließ Mailand zornerfüllt. Doch am Ende nahm auch sie an
den Verhandlungen teil. Die englische Premierministerin scheint nicht
ernsthaft angenommen zu haben, dass die geplante Reform, bei den Ent-
scheidungen zum Binnenmarkt in Zukunft die Mehrheitsregel anzuwen-
den, Erfolg haben könnte.7 Für Großbritannien kam es in erster Linie
darauf an, den Binnenmarkt zu verwirklichen. Die Idee des Binnenmark-
tes entsprach der eigenen Deregulierungsphilosophie und war daher ein
willkommenes europäisches Projekt.

Die Regierungskonferenz vom Herbst 1985 muss als Durchbruch bewer-
tet werden. Denn bei den fünf Treffen der Staats- und Regierungschefs
zwischen dem 21. Oktober 1985 und dem 1. Dezember 1985 wurde die
Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit im Rat bei Fragen des Binnen-
marktes beschlossen. Wie weitreichend dieser Beschluss war, lässt sich
daran ablesen, dass Dänemark, Großbritannien und Griechenland noch
ein halbes Jahr zuvor bei der Verabschiedung des Berichtes des Dooge-Aus-
schusses Mehrheitsvoten abgelehnt hatten.8 In diesem Ausschuss, benannt
nach seinem irischen Vorsitzenden James Dooge, erarbeiteten die Vertreter
der Regierungschefs der Mitgliedstaaten die Grundlagen für die Vertrags-
reformen. In wenigen Monaten fand also ein Wandel von der Ablehnung
der Mehrheitsregel durch einige Mitgliedstaaten zu einer allgemeinen
Akzeptanz der Mehrheitsregel statt. Jean de Ruyt, als Mitarbeiter des bel-
gischen Delegationschefs ein exzellenter Kenner der Verhandlungen, ist
der Meinung, dass es seit Mailand einen erstaunlichen Stimmungswechsel
zugunsten einer stärkeren Integration gegeben habe. Nur dieser für alle

Regulierung gewesen sei. „we shall argue, the 1992 programme is less an exercise
in deregulation than in regulatory reform.“

7 Andrew Moravcsik, Negotiating the Single European Act: National Interests and
Conventional Statecraft in the European Community. In: International Organizati-
on 45 (1991), S. 41.

8 Bericht des Ad-hoc-Ausschusses für institutionelle Fragen an den Europäischen Rat
in Brüssel am 29. und 30.3.1985. In: Europa-Archiv 40 (1985), S. 249.
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